




���� 11www.easyvote.ch www.easyvote.ch

Unterstützungskomitee 

« Jugendliche sollen lernen, ihre 
Zukunft politisch mitzugestalten. 
easyvote  leistet dazu einen 
wertvollen Beitrag. »  

ANDREA CARONI, NATIONALRAT AR (FDP)

« easyvote  informiert junge Leute einfach 
und verständlich und motiviert sie damit fürs 
Abstimmen und Wählen. Es ist wichtig, dass 
sich junge Leute am politischen Geschehen 
beteiligen. Die Jungen sind die Zukunft, 
also sollen sie diese auch mitgestalten. »  

MARTIN CANDINAS, NATIONALRAT GR (CVP)

« easyvote  vermittelt auf einfache 
und anregende Weise die Inhalte der 
Abstimmungsvorlagen. Das motiviert 
junge Menschen zur politischen 
Partizipation, was uns allen ein Anliegen 
sein sollte. Tolles Projekt, weiter so! »  

KATHRIN BERTSCHY, NATIONALRÄTIN BE (GLP)

« Als junge Menschen können 
wir uns die Welt von Morgen 
von den ParlamentarierInnen 
von gestern diktieren lassen 
oder aber, wir entscheiden 
selber. Darum ist es wichtig, 
dass sich junge Menschen 
beteiligen. Das fördert 
easyvote  mit einem 
innovativen Ansatz. »  

CÉDRIC WERMUTH, 
NATIONALRAT AG (SP)

« Die Demokratie lebt von 
mitdenkenden und gut informierten 
Bürgerinnen und Bürgern. easyvote  
ist das richtige Mittel, um junge 
Menschen für Politik zu begeistern 
und um so die Stimmbeteiligung 
nachhaltig zu erhöhen. »  

LUKAS REIMANN, NATIONALRAT SG (SVP)

Bildquelle: www.parlament.ch
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Mit der Unterstützung von 

Impressum
LIEBE LESERIN, LIEBER LESER
Am 30. November 2014 ist es wieder 
so weit und wir werden zum letzten Mal 
in diesem Jahr über verschiedene Vorla-
gen abstimmen können. Damit wir euch 
das Abstimmen so leicht wie möglich 
machen können, haben wir wiederum 
eine Broschüre produziert, welche euch 
einen neutralen, verständlichen und kur-
zen Überblick über die Abstimmungsvor-
lagen geben wird. Zusätzlich fi ndest du ab 
dem 4. November 2014 auf easyvote.ch
Clips, welche dich auf neutrale und einfa-
che Weise über die Vorlagen informieren.

Du weisst zwar, was du abstimmen 
möchtest, vergisst aber immer mal wie-
der, deine Stimme tatsächlich abzuge-
ben? Kein Problem! Stelle jetzt den Vote-
Wecker auf easyvote.ch und du wirst 
kurz vor dem Abstimmungssonntag
daran erinnert, deinen Stimmzettel ein-
zuwerfen. Übrigens: Du kannst den 
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VERGISS NICHT ...
… deinen Stimmrechts-Ausweis
zu unterschreiben!

Editorial

Vote-Wecker auch für deine Freunde 
abonnieren.

Los gehts! Wir wünschen dir viel Spass 
beim Lesen und Abstimmen.
Dein easyvote-Team
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Alexandra Molinaro (Leitung), Ariane Bahri, Alissa Bizzozero, Amanda Clalüna, Anita Ivanovski, 
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Fabienne Luder, Karen Devaud, Kathrin Steiger, Lea Berdnik, Livia Ramseier, Zoë Maire

Dachverband Schweizer Jugendparlamente DSJ

Von Jugendlichen für Jugendliche
Die vorliegende Abstimmungsbroschüre will die poli-
tische Partizipation von Jugendlichen längerfristig för-
dern, indem eine einfach verständliche und politisch 
neutrale Abstimmungshilfe für nationale und kanto-
nale Abstimmungen produziert und vorbereitet wird. 
Massgebend ist dabei der Wortlaut des offiziellen Ab-
stimmungsmaterials.

Beteiligte Jugendparlamente
Jugendparlament Kanton Luzern, Jugendparlament 
Wauwil, Jugendrat Rothenburg, Jugendrat Escholz-
matt

Politische Neutralität
Die vorliegende Abstimmungsbroschüre ist politisch 
neutral und versteht sich als Abstimmungshilfe für 
Jugendliche. Die Vorgaben der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit werden gewahrt (unverfälschte Stimm-
bildung) und durch ein Neutralitätskomitee überprüft, 
welches auch die Übereinstimmung mit dem offizi-
ellen Abstimmungsmaterial kontrolliert und gewähr-
leistet.

Hinweise 
Sämtliche Rechte, Titel und Ansprüche an, für und 
aus allen Informationen und Inhalten (einschliesslich 
aller Texte, Daten, Grafiken und Logos) der easyvote 
Abstimmungshilfe, welche sich aus dem geistigen 
Eigentum ergeben, verbleiben beim DSJ.
Die easyvote Broschüre kann auf ausdrücklichen 
Wunsch über info@easyvote.ch abbestellt werden.
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 Pauschalsteuer  
  WAS WÜRDE SICH ÄNDERN? 
 Bei Annahme der Initiative wird die Pau-
schalsteuer abgeschafft. Es wäre also 
nicht mehr möglich, die Steuern nach 
dem Aufwand (pauschal) zu bezahlen. 
Die AusländerInnen, welche bis jetzt 
pauschal Steuern bezahlt haben, müs-
sen neu wie alle anderen Personen Steu-
ern bezahlen. Das heisst, sie werden 
aufgrund ihres Einkommens und Vermö-
gens besteuert.   

  AUSGANGSLAGE 
 Jede Person, die in der Schweiz wohnt, 
muss Steuern bezahlen. Die Höhe der 
Steuern hängt davon ab, wie hoch das 
Einkommen und das Vermögen dieser 
Person sind. 
Die Pauschalsteuer wird auch Besteuer-
ung nach Aufwand genannt. Im Moment
gibt es die Pauschalbesteuerung auf Bun-
desebene und auf kantonaler Ebene. 21 
Kantone kennen eine Pauschalsteuer, 5 
Kantone haben sie auf kantonaler Ebene 
kürzlich abgeschafft.
Im Jahr 2012 wurden 5 634 Personen 
pauschal besteuert.   

   Volksinitiative «Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre
(Abschaffung der Pauschalbesteuerung)» 
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 Die Initiative verlangt,dass die Pauschalsteuer abgeschafft wird.  

  ZIEL 

EIDGENÖSSISCHE 
VOLKSINITIATIVE 
Eine Volksinitiative kann von 
StimmbürgernInnen eingereicht 
werden, um eine Änderung in der 
Verfassung zu verlangen. Dazu 
braucht es auf nationaler Ebene 
100 000 Unterschriften, die innert 
18 Monaten gesammelt werden. 
Kommt die Initiative zustande, 
stimmt das Stimmvolk über die 
Initiative ab.  
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  PRO 
 §  Das aktuelle System der Pauschalbesteuerung ist ungerecht. Alle 

Personen, die in der Schweiz wohnen, müssen nach den gleichen 
Regeln besteuert werden. 

 § Die Pauschalbesteuerung wird heute oft gewährt, ohne dass richtig
überprüft wird, ob die Person wirklich in der Schweiz wohnt und 
nicht in der Schweiz arbeitet.  

  KONTRA 
 §  Die Schweiz bleibt dank der Pauschalbesteuerung gegenüber 

anderen Ländern attraktiv und wettbewerbsfähig. Darum darf die 
Pauschalsteuer nicht abgeschafft werden. 

 § Der Bund und die Kantone profi tieren direkt von den Steuern, 
welche von den AusländerInnen, die pauschal besteuert werden, 
bezahlt werden.  

 NATIONALRAT:  dagegen (62 Ja, 135 Nein, 1 Enthaltung)
STÄNDERAT:  dagegen (13 Ja, 30 Nein, 2 Enthaltungen)
BUNDESRAT:  dagegen 

 PAUSCHALSTEUER
Die Pauschalsteuer wird aufgrund der Höhe der Lebens-
haltungskosten einer Person berechnet. Das heisst ausgehend 
von ihren Ausgaben (z.B. für Transport, Bekleidung, Nahrung) 
und nicht aufgrund des Einkommens und Vermögens. 
AusländerInnen können pauschal besteuert werden, wenn sie
erstmals oder erneut nach zehn Jahren in der Schweiz wohnen, 
aber nicht in der Schweiz arbeiten.

HIER GEHTS
ZUM CLIP
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 Die Initiative will die 

Umwelt schützen, indem das 

Bevölkerungswachstum be-

schränkt wird. Zudem soll die 

freiwillige Familienplanung 

gefördert werden.  

 Ecopop-Initiative  
  WAS WÜRDE SICH ÄNDERN? 
 Wenn die Ecopop-Initiative angenom-
men wird, kommt es zu folgenden Ände-
rungen:
Die ständige Schweizer Wohnbevölker-
ung darf im Durchschnitt nicht mehr als 
0,2 Prozent pro Jahr wachsen. Dies ent-
spricht heute einer Nettozuwanderung 
von rund 17 000 Menschen pro Jahr. 
Somit legt die Initiative eine Höchstzahl 
fest, wie viele Menschen maximal pro 
Jahr in die Schweiz zuwandern dürfen. 
Zweitens will die Ecopop-Initiative das 
Bevölkerungswachstum in Entwick-
lungsländern bremsen. Dafür muss die 
Schweiz neu zehn Prozent des Budgets, 
das sie für die Entwicklungszusammen-
arbeit zur Verfügung hat, in die freiwillige 
Familienplanung (z.B. durch Aufklärung 
und Verhütung) investieren.  

  AUSGANGSLAGE 
 Bisher ist nicht festgelegt, wie viele Men-
schen pro Jahr in die Schweiz zuwandern 
dürfen. Die Zahl der ZuwandererInnen
hängt vor allem vom Arbeitsmarkt ab: 
Je mehr Arbeitsplätze zur Verfügung 
stehen, desto mehr ArbeitnehmerInnen 
können in die Schweiz zuwandern.
Am 9. Februar 2014 nahmen die Schwei-
zerInnen die Initiative «Gegen Massen-
einwanderung» an. Der Bundesrat arbei-
tet im Moment einen Vorschlag aus, wie 
sie umgesetzt werden soll. 
 
 

   Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung — zur Sicherung der natürlichen
Lebensgrundlagen» 
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  ZIEL 

NETTOZUWANDERUNG
Die Nettozuwanderung zeigt, 
um wie viele Menschen die 
Bevölkerung durch die 
Zuwanderung wächst. Sie
wird wie folgt berechnet:
 Anzahl EinwandererInnen 
–  Anzahl AuswandererInnen
=  Nettozuwanderung
Wandern z.B. in einem Jahr 100 
Menschen in die Schweiz ein und 
90 Menschen aus, so beträgt die 
Nettozuwanderung 10.  
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  PRO 
 §  Die Ecopop-Initiative ist wichtig, da sie klar festlegt, wie viele 

Menschen maximal in die Schweiz zuwandern dürfen. Diese 
Höchstzahl soll nicht wie bei der Initiative «Gegen Masseneinwan-
derung» der Bundesrat festlegen.

 § Die Zuwanderung muss gebremst werden, sonst wird der Platz in 
der Schweiz langsam knapp und die Umwelt immer mehr belastet.

 § Die Schweiz muss in Entwicklungsländern mehr Geld in Aufklä-
rung und Zugang zu Verhütung investieren. Nur so können 
ungewollte Schwangerschaften vermieden und damit das Bevöl-
kerungswachstum in Entwicklungsländern gestoppt werden.

    KONTRA 
 §  Die Beziehungen zur Europäischen Union (EU) sind bereits jetzt 

schwierig. Die Ecopop-Initiative wird die Situation nochmals 
verschärfen, da sich die Schweiz nicht an die geltenden Regeln 
halten könnte.

 § Wegen der festen Obergrenze der Ecopop-Initiative kann die 
Schweizer Wirtschaft nicht mehr genügend ausländische Arbeit-
nehmerInnen anstellen. Es werden viele Fachkräfte fehlen, so 
zum Beispiel in den Krankenhäusern oder auf dem Bau.

 § Die Ecopop-Initiative wird keines ihrer angestrebten Ziele errei-
chen. Mit den vorgeschlagenen Änderungen können zum Beispiel 
keine Umweltprobleme gelöst werden.   

 NATIONALRAT:  dagegen (3 Ja, 190 Nein, 5 Enthaltungen)
STÄNDERAT:  dagegen (1 Ja, 44 Nein, 0 Enthaltungen)
BUNDESRAT:  dagegen

 
 INITIATIVE «GEGEN MASSENEINWANDERUNG»
Durch die Annahme der Initiative «Gegen Masseneinwanderung» am 
9. Februar 2014 werden neu Höchstzahlen für die Einwanderung von 
AusländerInnen in die Schweiz festgelegt. Der Bundesrat wird jedes 
Jahr neu entscheiden, wie viele AusländerInnen einwandern können.  

HIER GEHTS
ZUM CLIP
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 Die Initiative verlangt, dass das 

Vermögen der Nationalbank zu 

mindestens 20 % aus Gold besteht. 

Dieses Gold darf nicht verkauft 

und muss in der Schweiz 

gelagert werden.  

 Gold-Initiative  
  WAS WÜRDE SICH ÄNDERN? 
 Wenn die Initiative angenommen wird, 
muss die Nationalbank mindestens 20 % 
ihres Vermögens in Gold halten. Weil 
das Vermögen der Nationalbank zurzeit 
zu rund 10 % aus Gold besteht, muss
die Nationalbank zusätzliches Gold 
einkaufen. 
Ausserdem muss die Nationalbank neu 
ihr gesamtes Gold in der Schweiz la-
gern und darf dieses Gold nicht mehr 
verkaufen.

  

  AUSGANGSLAGE 
 Bereits heute muss ein Teil des Ver-
mögens der Schweizerischen National-
bank (SNB) aus Gold bestehen. Wie viel 
Gold die Nationalbank besitzen muss, 
ist nicht festgelegt. Zurzeit besteht rund 
10 % des Vermögens der Nationalbank 
aus Gold. 70 % dieses Goldes wird in der 
Schweiz gelagert. Die restlichen 30 % 
im Ausland: 20% bei der «Bank of Eng-
land» und 10 % bei der kanadischen Zen-
tralbank. 
 

   Volksinitiative «Rettet unser Schweizer Gold (Gold-Initiative)» 
 N
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  ZIEL 
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  PRO 
 §  Auch zwei oder drei Generationen später wird Gold immer noch 

wertvoll sein. Aus diesem Grund ist es eine sichere Investition. 
 § Nur in der Schweiz ist das Gold sicher. Wenn es im Ausland 

gelagert wird, besteht in einer Krise die Gefahr, dass die ausländi-
schen Partner dieses Gold nicht an die Schweiz herausgeben. 

    KONTRA 
 §  In einer Krise muss die Nationalbank das Gold brauchen können, 

da Gold ein beliebtes Zahlungsmittel zwischen Ländern sein kön-
nte. Diese Initiative verhindert aber den Verkauf des Nationalbank-
Goldes in jedem Fall. 

 § Die Goldreserven der Schweiz sind bereits heute genügend hoch. 
Es macht keinen Sinn, noch mehr Gold zu besitzen.  

 NATIONALRAT:  dagegen (22 Ja, 156 Nein, 20 Enthaltungen)
STÄNDERAT:  dagegen (2 Ja, 43 Nein, 0 Enthaltungen)
BUNDESRAT:  dagegen

 
 DIE SCHWEIZERISCHE NATIONALBANK (SNB)
Die Schweizerische Nationalbank (SNB) hat vom Bund die Aufgabe,
die Geldpolitik des Landes zu führen. Sie stellt sicher, dass die Preise
stabil sind, und schafft Rahmenbedingungen, damit die Arbeitslosig-
keit tief bleibt. Zudem ist sie die Einzige, die Banknoten in Schweizer
Franken drucken und herausgeben darf. 
Die Nationalbank ist zu einem Drittel Besitz des Bundes und zu zwei
Dritteln Besitz der Kantone. Dem Bund und den Kantonen wird auch
der Gewinn ausbezahlt.  

HIER GEHTS
ZUM CLIP
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Das Universitäts- 
gesetz soll angepasst 

werden.

Universitätsgesetz
WAS WÜRDE SICH ÄNDERN?
Wird die Vorlage angenommen, bestim-
men der Kantonsrat und der Regierungs-
rat die Grundregeln für die Universität und 
geben die wichtigsten Strukturen vor. 
Innerhalb dieser festgelegten Struktu-
ren kann die Universität frei entscheiden, 
wie sie sich organisieren will.
Diese Organisation übernimmt der Uni-
versitätsrat. Neu wird der Kanton im Uni-
versitätsrat vertreten, dies durch den Bil-
dungsdirektor des Kantons Luzern.

Weiter sind folgende Punkte im ange-
passten Universitätsgesetz festgelegt:

§§ Die Universität Luzern ist dazu ver-
pflichtet, mit der Hochschule Luzern 
und der Pädagogischen Hochschule 
Luzern zusammenzuarbeiten. 

§§ Die Universität baut eine fünfte Fakul-
tät auf. Es wird eine wirtschaftswis-
senschaftliche Fakultät sein und nur 
mit Drittmitteln finanziert.

§§ Über die Eröffnung und Schliessung 
von Fakultäten entscheidet der Kan-
tonsrat.

§§ Finanziert wird die Universität von 
verschiedenen Seiten: durch Bei-
träge des Bundes, der Heimatkan-
tone der Studierenden, des Kantons 
Luzern sowie durch Drittmittel und 
Studiengebühren. 

§§ Ausländische Studierende zahlen 
neu höhere Studiengebühren. 

§§ Sollte die Zahl der Studierenden zu 
hoch sein, ist es möglich, eine Zulas-
sungsbeschränkung anzuwenden. 

AUSGANGSLAGE
Die Universität Luzern wurde im Jahre 
2000 gegründet. Sie besteht aus den 
vier Fakultäten Theologie, Rechtswis-
senschaften, Kulturwissenschaften und 
Sozialwissenschaften. An der Universi-
tät Luzern studieren heute 2 500 Perso-
nen. Sie ist die kleinste Universität in der 
Schweiz.

Gesetz über die universitäre Hochschulbildung (Universitätsgesetz)

PRO
§§ Nach 14 Jahren ist es an der Zeit, dass die Organisation der 

Universität neu geregelt wird.
§§ Mit dem angepassten Gesetz ist der Aufbau einer neuen Fakultät 

möglich, ohne dass Geld vom Kanton Luzern benötigt wird.
§§ Die Angebote in Wirtschaftswissenschaften der Universität 

Luzern sowie der Hochschule Luzern ergänzen sich.

KONTRA
§§ Mit dem angepassten Universitätsgesetz ist nur teilweise 

ersichtlich, von wem die Universität mit Geldern unterstützt wird.
§§ Eine wirtschaftswissenschaftliche Fakultät an der Universität 

Luzern stellt eine Konkurrenz für die Hochschule Luzern dar und 
ist deswegen nicht notwendig.

§§ Verträge zwischen der Universität und Gebern von Drittmitteln 
müssen erst ab einem Betrag von 500 000 Franken offengelegt 
werden. Das ist nicht transparent.

K
A

N
T
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N

A
L

KANTONSRAT: 	 dafür (90 Ja, 21 Nein)
REGIERUNGSRAT: 	 dafür

ZIEL

DRITTMITTEL
Drittmittel sind Gelder, welche 
öffentliche Einrichtungen (wie 
z.B. Universitäten) erhalten. 
Drittmittel werden nicht vom 
Staat ausbezahlt. Sie können 
zusätzlich zu den öffentlichen 
Finanzbeiträgen bezogen werden. 
In der Schweiz vergibt der 
«Schweizerische Nationalfonds 
zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung» den 
grössten Anteil an Drittmitteln.

FAKULTÄT
Eine Fakultät ist eine Abteilung innerhalb einer Universität. Die 
Abteilung besteht aus einem Wissenschaftsbereich, wie zum
Beispiel Rechtswissenschaften (Fakultät für Rechtswissenschaften).
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